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Leitsatz:

Die Verfassungsbeschwerde der NPD gegen Gerichtsentscheidungen, durch die einstweiliger Rechtsschutz
gegen die Kündigung von Girokonten der Partei bei der Postbank versagt wurde, ist unzulässig, da die konrete
Grundrechtsverletzung nicht substanziiert dargestellt worden ist. Darüber hinaus ist der Grundsatz der
Subsidiarität der Verfassungsbeschwerde nicht beachtet worden, da bereits in den instanzgerichtlichen
Verfahren nicht vorgetragen worden ist, warum die zumindest vorübergehende Eröffnung eines anderen
Girokontos nicht möglich gewesen sein soll.
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